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Siehe auch:

Schiessstände;

Zivilluftfahrt;

Luftreinhaltung;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger;

Gesamtverkehrskonzept;

Kantonales Strassennetz;

Ortsdurchfahrten

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
TBA, ABA, BRPA, VEA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BUWAL, ASTRA, BAV, BAZL, 
VBS

Andere Stellen:
Konzessionierte 
Transportunternehmen

1. PROBLEMSTELLUNG

Ein wachsender Anteil der Bevölkerung wird durch Lärm belästigt. 
Die hauptsächlichen Lärmquellen sind der Verkehr und die auf 
Produktion ausgerichteten Wirtschaftsbereiche (vor allem Industrie 
und Gewerbe).

Das Bundesrecht bezweckt, der Bevölkerung einen korrekten 
Schutz vor übermässigen Lärmbelästigungen zu gewähren. Dazu 
stellt es alle Mittel bereit, um Konflikte bei neuen Projekten oder 
bei der Sanierung bestehender Anlagen zu vermeiden. Dieser 
letzte Punkt ist allerdings jener, bei dem noch am meisten zu 
tun ist.

Die Lärmschutz-Verordnung des Bundes (LSV) behandelt die meisten 
der mit den Lärmbelästigungen verbundenen Themen. Die LSV 
ist ein ungewöhnlich umfassender Rechtserlass, der die Mess- 
und Bewertungsmethoden für Aussenlärm beschreibt und die 
anwendbaren Grenzwerte je nach Fall festlegt (Planungswerte, 
Immissionsgrenzwerte, Alarmwerte). Mit der Einführung von 
Empfindlichkeitsstufen stellt die LSV eine direkte Verbindung zwischen 
den Raumplanungsinstrumenten und dem Lärmschutz her.

Die Anpassung der Ortsplanungen an die LSV ermöglichte es, in 
den meisten Gemeinden des Kantons Freiburg Empfindlichkeitsstufen 
einzuführen. Ende 1999 hatten nur 15 Gemeinden die 
Empfindlichkeitsstufen für ihre legalisierten Nutzungszonen noch 
nicht festgesetzt.

Im Bereich der Verkehrsanlagen ist die Lärmbekämpfung besonders 
schwierig. Die für den Bau und den Betrieb der Verkehrsanlagen 
zuständigen Behörden sind gehalten, einen Lärmbelastungskataster 
zu erstellen. Im Kanton Freiburg ist ein grosser Teil dieser Arbeit 
bereits abgeschlossen. Die folgende Etappe mit der Sanierung 
der problematischen Abschnitte ist hinsichtlich ihrer Umsetzung 
sehr viel heikler.

Bei den Nationalstrassen sind zahlreiche Abschnitte der A12 
saniert, und die A1, bei der die Massnahmen direkt integriert 
wurden, ist völlig konform. Aus dem Kataster geht hervor, dass 
bei den Kantonalstrassen 1’500 Gebäude durch Lärmimmissionen 
betroffen sind, die Sanierungsmassnahmen erfordern; bei den 
Gemeindestrassen sind es 900 Wohnungen. Die Bahnstrecken 
der SBB erzeugen für ca. 450 Gebäude Lärmimmissionen, welche 
die Immissionsgrenzwerte übersteigen.

Das Thema «Lärmbekämpfung» des kantonalen Richtplans bezweckt, 
gewisse im Rahmen der Ortsplanung anwendbar Grundsätze 
in Erinnerung zu rufen, sowie das Vorgehen zu bezeichnen für 
die Erstellung der Sanierungspläne innerhalb der gesetzlich 
vorgeschriebenen Fristen.

Im Rahmen des kantonalen Richtplans sind die Aspekte der 
Bekämpfung des durch Schiessstände oder Flugplätze erzeug-
ten Lärms in den Kapiteln «Schiessstände» und «Zivilluftfahrt» 
behandelt.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Integration der Lärmschutzmassnahmen bei der Realisierung 
von Bauten und Anlagen, die Lärmbelästigungen erzeugen 
können.
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· Berücksichtigung bestehender lärmerzeugender Anlagen bei 
der Planung neuer Bauzonen.

· Suche nach Lösungen in raum- und verkehrsplanerischer Hinsicht, 
um den Lärm zu begrenzen.

· Sanierung der Anlagen, für die der Kanton verantwortlich 
ist.

· Erarbeitung von Sanierungsplänen und Festlegung der Aktions-
schwerpunkte unter Beachtung der gesetzlichen Fristen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Koordination der Lärmsanierungsprogramme mit den 
Massnahmenplänen für die Luftreinhaltung.

· Integration der Lärmschutzmassnahmen in die Ausbau- und 
Bauprojekte von Verkehrsanlagen.

· Koordination der Erarbeitung der Sanierungspläne mit der 
Planung der Verkehrsinfrastrukturen und dem Gesamtverkehrs-
konzept.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion:
· Ist mit der Sanierung der Anlagen beauftragt, für die der 

Kanton verantwortlich ist.

· Trifft die Entscheide für die Sanierung der Anlagen.

· Definiert den Rahmen für die Gewährung von Subventionen für 
schalldämmende Massnahmen an Gebäuden, die Belastungen 
zwischen dem Immissionsgrenzwert und dem Alarmwert aus-
gesetzt sind.

Das Amt für Umwelt:
· Ist mit der Koordination der Tätigkeiten in Zusammenhang mit 

der Lärmbekämpfung beauftragt.

· Berät die verschiedenen Vollzugsbehörden.

· Ist eng an der Erarbeitung der Strassensanierungsstrategie 
beteiligt.

· Sorgt für die Anpassung sanierungsbedürftiger Anlagen unter 
Beachtung der gesetzlichen Fristen und Prioritäten.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Arbeitet mit dem Amt für Umwelt hinsichtlich der Berücksichtigung 

von Lärmbelästigungen in den Raumplanungs-studien und im 
Rahmen von Baubewilligungsgesuchen zusammen.

· Wacht über die Zuordnung der Lärmempfindlichkeitsstufen im 
Rahmen der Ortsplanungsrevisionen.

Das Autobahnamt:
· Befasst sich mit Lärmbekämpfungsaufgaben im Zusammenhang 

mit den Nationalstrassen.

· Erstellt den Kataster der Nationalstrassen und führt ihn nach, 
erarbeitet Sanierungspläne und führt sie durch.
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Das Tiefbauamt:
· Befasst sich mit Lärmbekämpfungsaufgaben im Zusammenhang 

mit den Kantonalstrassen.

· Erstellt den Kataster der Kantonalstrassen und führt ihn nach, 
erarbeitet Sanierungspläne und führt sie durch.

· Informiert die von Sanierungsplänen betroffenen Gemeinden 
und arbeitet mit ihnen zusammen.

· Kontrolliert die Sanierungsvorhaben der Gemeinden und reicht 
beim Bund die Subventionsgesuche ein.

Die Gemeinden:
· Ordnen im Rahmen der Ortsplanungsrevisionen die 

Empfindlichkeitsstufen zu.

· Befassen sich mit Lärmbekämpfungsaufgaben im Zusammenhang 
mit den Gemeindestrassen.

· Erstellen den Kataster der Gemeindestrassen und führen ihn 
nach, erarbeiten Sanierungspläne und führen sie durch.

Der Bund:
· Ist in Sachen Lärmbekämpfung und mittels der zuständigen 

Bundesämter für die Infrastrukturen im Zusammenhang mit 
dem Eisenbahnverkehr, der Luftfahrt und den militärischen 
Tätigkeiten verantwortlich.

· Leitet die unter seiner Verantwortung durchgeführten 
Untersuchungen an den Kanton weiter.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich gegenseitig über ihre Kataster.

· Koordinieren ihre Sanierungsprogramme in den Grenz-
regionen.

Der Eigentümer einer sanierungspflichtigen Anlage:
· Ist für die Sanierung verantwortlich und trägt deren Kosten.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Laut Bundesgesetz hat der Kanton Strassensanierungsprogramme 
und Mehrjahrespläne zur Umsetzung der Sanierungen zu erar-
beiten. Die Arbeitsetappen sind folgende:
a) Nachführung der in den Katastern von 1992 enthaltenen 

Daten.

b) Berücksichtigung der von den Gemeinden zugeordneten 
Empfindlichkeitsstufen (3. Phase des Katasters).

c) Erarbeitung der Sanierungspläne für nicht-konforme 
Abschnitte.

d) Festlegung der Sanierungsprioritäten gemäss einer einheitlichen, 
für den gesamten Kanton gültigen Methode; die Prioritäten 
werden insbesondere festgelegt je nach:

- Ausmass der Überschreitung des Immissiongrenzwerts.
- Zahl der betroffenen Personen.
- Aufwand der Umsetzung der Massnahmen.
- Wirksamkeit der Massnahmen.
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e) Abgestufte Realisierung der Mehrjahrespläne.

Die Verwirklichung der Sanierungsmassnahmen wird mit den 
Unterhaltsprogrammen der Verkehrsanlagen koordiniert.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

· Die Empfindlichkeitsstufen werden den verschiedenen Zonen-
typen im Rahmen der Ortsplanungsrevision und gemäss dem 
zugehörigen Verfahren zugeordnet.

· Die Gemeinden achten darauf, keine Empfindlichkeitsstufen 
zuzuordnen, die mehr als eine Stufe von derjenigen der 
Nachbarzone abweichen.

· Die Konformität jeder neuen Ausscheidung von Bauzonen in 
der Nähe von Bauten, die Lärmbelästigungen erzeugen, ist im 
Rahmen des Planungsverfahrens für den Zonennutzungsplan 
oder den Detailbebauungsplan (DBP) nachzuweisen. Dazu lie-
fert der Gesuchsteller die erforderlichen Dokumente gemäss Art. 
47 RPV und den Angaben des AfU (vorgesehene Sanierungs-
massnahmen oder eventuelle Versetzung des Belästigungen 
erzeugenden Gebäudes).

· Der Gesuchsteller informiert die betroffenen Eigentümer 
von den mittelfristigen Auswirkungen seiner Raumplanungs-
entscheide.
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